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Kleine Anfrage 8479 
 
der Abgeordneten Lisa-Kristin Kapteinat, Christina Kampmann und Frank Müller   SPD 
 
 
Mutmaßlicher Anschlag im Umfeld des Berliner CSD – Nachfragen zu möglichen 
Bezügen des Tatverdächtigen nach Nordrhein-Westfalen 
 
 
Am Abend des 25. Juli 2026 fuhr während des Berliner Christopher Street Days ein Fahrzeug 
im Bereich der Siegessäule in eine Menschenmenge. Eine Frau wurde getötet, 29 weitere 
Menschen wurden teilweise schwer verletzt. Nach Angaben der Polizei schwebte am 
Nachmittag des 26. Juli 2026 niemand mehr in Lebensgefahr.1 
 
Ein Fest der Freiheit und Vielfalt wurde zum Ort von Tod, Verletzung und Angst. Unser 
Mitgefühl gilt den Angehörigen der Getöteten, den Verletzten sowie allen Menschen, die das 
schreckliche Geschehen miterleben mussten. Eine offene Gesellschaft darf sich von Gewalt 
nicht einschüchtern lassen. Zugleich schuldet der Rechtsstaat den Betroffenen eine 
besonnene und umfassende Aufklärung. 
 
Die Berliner Polizei und die Generalstaatsanwaltschaft identifizierten den 21-jährigen B. als 
Tatverdächtigen und leiteten am 26. Juli 2026 eine Öffentlichkeitsfahndung ein. Nach ihrer 
Mitteilung soll B. mit einem fahrenden Fahrzeug mehrere Menschen verletzt haben. 
Anschließend sollen sich eine oder mehrere Personen aus dem Fahrzeug entfernt haben; 
zudem sollen mehrere Menschen mit Stichwerkzeugen verletzt worden sein.2 
 
Am Abend des 26. Juli 2026 wurde B. in einer Gartenkolonie in Berlin-Spandau lokalisiert. 
Nach Angaben der Polizei soll er mit einer Stichwaffe auf die eingesetzten Spezialeinsatzkräfte 
zugelaufen sein. Daraufhin machten diese von der Schusswaffe Gebrauch. B. erlitt tödliche 
Verletzungen und verstarb noch am Einsatzort.3 
 
Nach gemeinsamen Recherchen von Süddeutscher Zeitung, NDR und WDR war B. als 
islamistischer Gefährder eingestuft. Er soll Ende 2025 nach seiner Rückkehr aus dem Libanon 
wegen des Verdachts der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
festgenommen worden sein und sich bis Mai 2026 in Untersuchungshaft befunden haben. Im 
Juni und Juli 2026 sollen zudem zwei Vorgespräche mit einer auf Deradikalisierung 
spezialisierten Beratungsstelle stattgefunden haben. Die konkreten Tatbeiträge B.s sowie die 
mögliche Beteiligung weiterer Personen sind weiterhin Gegenstand der Ermittlungen. Eine 
gerichtliche Feststellung der strafrechtlichen Verantwortung B.s liegt nicht vor und wird 
aufgrund seines Todes nicht mehr erfolgen.4 

 
1https://www.zdfheute.de/panorama/csd-berlin-2026-abgebrochen-polizei-verletzte-liveticker-100.html.   
2https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/2026/pressemitteilung.1697457.php.  
3 https://www.berlin.de/polizei/polizeimeldungen/2026/pressemitteilung.1697457.php.  
4 https://www.tagesschau.de/newsticker/liveblog-berlin-csd-sonntag-100.html.  
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Die notwendige begriffliche Sorgfalt zeigt auch die jüngste Debatte über die Radikalisierung 
des wegen des Anschlags vom 23. August 2024 rechtskräftig verurteilten Attentäters H. 
Innenminister Herbert Reul erklärte in der Sitzung des Innenausschusses am 9. Juli 2026, es 
habe kein Netzwerk in Nordrhein-Westfalen gegeben, mit dem die Tat geplant worden sei. 
Gleichzeitig habe es beim Solinger Attentäter Berührungspunkte zu Islamisten, jedoch keine 
tatbezogenen Kontakte, gegeben.5 
 
Das Oberlandesgericht Düsseldorf hatte zuvor festgestellt, H. habe sein Vorhaben über 
Telegram-Chats gegenüber Anhängern des sogenannten „Islamischen Staates“ angekündigt, 
die ihn darin bestärkt hätten. Ein Mitglied des sogenannten „Islamischen Staates“ habe die 
Durchführung des Anschlags begleitet.6 
 
Der Fall des Solinger Attentäters zeigt damit, dass die alleinige Tatausführung, eine 
Szenenzuordnung, digitale Kontakte und eine tatbezogene Einbindung voneinander zu 
unterscheiden sind. Wer eine Tat allein ausführt, muss sich nicht allein radikalisiert haben. 
Umgekehrt belegt ein Kontakt in die islamistische Szene für sich genommen weder ein 
Netzwerk noch eine Beteiligung an einer konkreten Tat.  
 
Aus den bislang öffentlich bekannten Angaben folgt weder eine Verbindung zwischen B. und 
H. noch ein Bezug B.s nach Nordrhein-Westfalen. Parallelen in einzelnen öffentlich 
beschriebenen Umständen sind kein Beleg für eine Verbindung. Sie begründen jedoch die 
sachliche Frage, ob den nordrhein-westfälischen Sicherheitsbehörden Erkenntnisse zu B., zu 
möglichen Aufenthalten, Kontakten oder digitalen Kommunikationsräumen mit NRW-Bezug 
vorliegen. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu möglichen Kontakten B.s zu 

Personen aus der islamistischen Szene Nordrhein-Westfalens vor? (Bitte nach Zahl, 
Kontaktzeitraum, Kontaktart sowie behördlicher Einstufung der jeweiligen Kontaktperson 
aufschlüsseln.) 

 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu möglichen Aufenthalten B.s in 

Nordrhein-Westfalen vor? (Bitte nach Zeitraum, Ort sowie Anlass aufschlüsseln.) 
 
3. Zu welchem Zeitpunkt erhielten nordrhein-westfälische Sicherheitsbehörden erstmals 

Kenntnis von B.? (Bitte nach Behörde, Zeitpunkt und Anlass der erstmaligen 
Kenntnisnahme aufschlüsseln.) 

 
4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu Chatgruppen vor, in denen B. 

möglicherweise gemeinsam mit Personen aus der islamistischen Szene Nordrhein-
Westfalens aktiv war? (Bitte nach Plattform, Zeitraum sowie Zahl der beteiligten 
Personen aus Nordrhein-Westfalen aufschlüsseln.) 
  

 
5https://www.zeit.de/news/2026-07/09/keine-hinweise-auf-mittaeter-beim-solinger-anschlag.  
6https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/Presse_aktuell/20250910_PM_Urteil_III-5-St-2-
25/index.php.  
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5. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu möglichen Verbindungen B.s zu 
islamistischen Organisationen oder Gruppierungen in Nordrhein-Westfalen vor? (Bitte 
nach Organisation beziehungsweise Gruppierung sowie Art des möglichen Bezugs 
aufschlüsseln.) 

 
 
 
Lisa-Kristin Kapteinat  
Christina Kampmann 
Frank Müller 
 
 


